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Shoppen mit
gestohlener
Kreditkarte

VON PAUL KIERAS

TROISDORF/SIEGBURG.Die Tat sei be-
sonders verwerflich, sagte Richter
Herbert Prümper in seiner Urteils-
begründung. Die beiden Angeklag-
ten hätten eine völlig wehrlose Frau
ausgenommen. Ein Jahr Haft, aus-
gesetzt zur Bewährung, lautete das
Strafmaß. Das Paar musste sich vor
dem Siegburger Amtsgericht wegen
gemeinschaftlichen Diebstahls, ge-
meinschaftlichemgewerbsmäßigem
Computerbetrug inelfFällenundge-
meinschaftlichemgewerbsmäßigem
Betrug in fünf Fällen verantworten.
Gemeinsammit ihrem37-jährigen

Partner fasste die 31-Jährige im Juli
des vergangenen Jahres den Plan,
der Bewohnerin eines Altenheims
in Troisdorf die Debit-Karte mit Ge-
heimzahl zu einem Postbank-Kon-
to zu entwenden. In den zehn Ta-
gen nach dem Diebstahl hoben die
beiden mit dieser Karte insgesamt
10.990 Euro ab. In demselben Zeit-
raumkauftensiemitderKarteWaren
zueinemGesamtpreisvonrund2900
Euro ein. Darunter waren ein hoch-
wertiger Kaffeeautomat, zwei Arm-
banduhrensowieeineSpielekonsole.
DieAngeklagtengestandendieTat

undäußerten ihrBedauern.DieFrau
entschuldigte sichaußerdembeider
Enkelin des Opfers. Der Mann gab
an, die Tat sei „im Affekt passiert“,
da er aufgrund der Scheidung von
seinerdamaligenFrau finanziell sehr
belastet gewesen sei und sein Konto
habe ausgleichen wollen. Auch die
Fraugaban, siehabemitdemerbeu-
teten Geld Schulden tilgen wollen.
Herbert Prümper warf ihnen vor,

aber auch Luxus-Gegenstände ge-
kauft und sogar einen Urlaub in
Holland mit dem Geld des Opfers
finanziert zu haben. Der Vertreter
der Staatsanwaltschaft sprach von
dreistemVorgehen.BeideAngeklag-
ten müssen nun den Schaden aus-
gleichen, der demOpfer entstanden
ist. Die Frau, die Arbeitslosengeld
bezieht, muss 50 Euro monatlich
zurückzahlen, der Mann 150 Euro
monatlich. Außerdem erhält das
Opferdiemit seinemGeldgekauften
Artikel zurweiterenVerwertung.Die
waren bei einerWohnungsdurchsu-
chung bei demPaar beschlagnahmt
worden.

Täter erhalten je ein Jahr
Haft auf Bewährung

Schneller Abschuss von Problemwölfen
VONMARIO QUADT

ERPEL/KREISNEUWIED.DerAbschuss
vonProblemwölfen auch in der Re-
gion soll erleichtertwerden.Das ha-
ben alleUmweltministerinnenund
-minister der Länder gegen Ende
des vergangenen Jahres gemein-
sam beschlossen. Damit wird die
„Entnahme“ der Tiere erleichtert,
die vermehrt Nutztiere reißen und
dabei auch Schutzanlagen über-
winden.Mit demBegriff Entnahme
ist sowohl das Fangen als auch die
Tötung des Tieres nach dem Bun-
desnaturschutzgesetz gemeint.
Der heimische Bundestagsabge-

ordneteMartinDiedenhofen (SPD)
aus Erpel unterstützt diese Pläne.
Umso verärgerter zeigte er sich jetzt
über die Ankündigung von Kathrin
Eder (Grüne), Umweltministerin
von Rheinland-Pfalz, diese Be-
schlüsse in ihrem Bundesland erst
einmal nicht umzusetzen.
Mit einem Brief an die Ressort-

leiterin in Mainz will der Bundes-
tagsabgeordnete Druck machen:
In dem Schreiben an Eder fordert
er die sofortige Umsetzung der be-
schlossenenMaßnahmen auf Lan-
desebene. Als Grund dafür nannte
Diedenhofen die anhaltendenVor-
fälle von Nutztierrissen in der Re-
gion. Hintergrund: Insbesondere
der Wolfsrüde GW1860m aus dem
Leuscheider Rudel, welches sich
seitmehr als zwei Jahren imGrenz-
gebiet von Rheinland-Pfalz und
Nordrhein-Westfalen aufhält, gilt
als „Problemwolf“. GW1860m, der
aus Bayern eingewandert ist, hat
im Rhein-Sieg-Kreis sowie in den
KreisenNeuwiedundAltenkirchen
seine Spuren hinterlassen – blutige
Spuren: Eine ganze Fülle an Rissen
vonNutztieren konnte demWildtier
genetisch nachgewiesen werden.
Sämtliche Risse von Nutztieren

würden ein gezieltes und entschlos-

senes Handeln erfordern, erklärt
Diedenhofen. Landwirte seien zu
Recht in ernster Sorge. Schließlich
sind ihreTiere für sieTeil ihrer Exis-
tenzgrundlage.
Für den Abgeordneten geht es

bei der Umsetzung der bundes-
weit beschlossenen Maßnahmen
gleichzeitig um die Akzeptanz für
den Wolf in der breiten Bevölke-
rung:„Es ist unbestreitbar, dass der
Schutz verschiedener Arten, ein-

schließlich desWolfes, vonhöchster
Bedeutung ist. Mir und dem Groß-
teil der Bürgerinnen und Bürger in
meinemWahlkreis geht es umeinen
verantwortungsbewusstenUmgang
mit demWolf“, so Diedenhofen.
Mit dem neuen Beschluss könn-

ten etwa jeneTiere identifiziert und
entnommen werden, die wieder-
holt Schutzanlagen überwinden
und Nutztiere reißen. „Dieser dif-
ferenzierte Ansatz ist entscheidend,

um die Akzeptanz in der Bevölke-
rung für die Eingliederung desWol-
fes als Teil unseres Ökosystems zu
schaffen“, so der Erpeler.
Bereits im Sommer 2022 hatte

Achim Hallerbach (CDU), Landrat
des Kreises Neuwied, erstmals die
konsequente„Entnahme“ einzelner
Wölfe gefordert. Zuletzt hatte auch
EU-KommissionspräsidentinUrsu-
la von der Leyen darauf hingewie-
sen, dass die Flora-Fauna-Habitat-

Richtlinie (FFH) grundsätzlich aus
Sicht der EU-Kommission Spiel-
räume für die einzelnenMitglieds-
staaten eröffnet, umaufwachsende
Wolfsbestände zu reagieren (derGA
berichtete).
Das heißt: Der von der Leyen-

Vorstoß bestätigt, dass der zuneh-
menden Population des Wolfes –
falls nötig – gegebenenfalls mit der
sogenannten Entnahme begegnet
werden darf.

Bundestagsabgeordneter Martin Diedenhofen will die Regulierung der Population – durch Abschuss oder das Einfangen der Tiere

Belastung ist deutlich höher als angenommen
VON INGO EISNER

RHEIN-SIEG-KREIS. Die Fluglärmbe-
lastung im Kreisgebiet ist höher,
als bisher angenommen wurde.
Das offenbart eine neue Lärm-
kartierung des Landesamtes für
Natur-, Umwelt-und Verbraucher-
schutz (Lanuv), die von der Lärm-
schutzgemeinschaft Flughafen
Köln/Bonn ausgewertet wurde.
Helmut Schumacher, Sprecher
des Hennefer Ortsverbandes der
Lärmschutzgemeinschaft, zieht
ein Fazit: „Die Gesamtzahl der Bür-
ger im Rhein-Sieg-Kreis, die durch
nächtlichen Fluglärm mit einem
Dauerschallpegel von 50 dB (A)
und mehr hoch belastet sind, ist
laut der Neuberechnung von ehe-
mals 22.205 aus dem Jahr 2017 auf
nunmehr 44.335Menschen im Jahr
2022 angewachsen und hat sich so-
mit verdoppelt“, so Schumacher.
Die Einheit dB (A) beschreibt dabei
den bewerteten Schalldruckpegel.
Waren es 2017 alleine in Hennef

noch 2260 Anwohner, die unter ei-
nem nächtlichen Dauerschallpegel
von 50-54,9 dB (A) zu leidenhatten,
stieg die Zahl der von nächtlichem
Fluglärm geplagten Hennefer für
diesen Dauerschallpegelwert auf
18.401 im Jahr 2022. Auch die von
Fluglärm stark betroffene Gesamt-
fläche des Kreisgebietes stieg nach
denneuenBerechnungenzwischen
2017 und 2022 von ehemals 56 auf
93 Quadratkilometer. „Das ist ein
Plus von 65 Prozent“, so Schuma-
cher. Waren in Hennef 2017 noch
zehn Quadratkilometer Fläche von
Fluglärm betroffen, so waren es
2022 bereits 24,6 Quadratkilome-
ter. Für die neue Lärmkartierung,
in der laut Schumacher nun end-
lich für den Rhein-Sieg-Kreis eine
realitätsgerechte Berechnung für
alle vom Fluglärm stark belasteten
Gebiete vorliegt, hatte das Lanuv
die für Fluglärm europaweit ver-
wendete Berechnungsmethode
CNOSSOS (CommonNoise Assess-
ment Methods) angewendet. Diese

soll laut dem Fluglärmexperten be-
wirken, dass sich die Flugbahn der
Flugzeuge realitätsnäher als früher

bestimmen lässt. „Zum ersten Mal
liegennun realistischeundoffizielle
Zahlen vor“.

Dennoch ist Schumacher unzu-
frieden. „Bedauerlicherweise wur-
den auch für diese Neuberechnung
nur die hochbelasteten Gebiete in
die Berechnung einbezogen, also
Flächen, wo ein nächtlicher Dau-
erschallpegel von 50 Dezibel oder
mehr vorherrscht, beziehungswei-
se der Ganztages-Dauerschallpegel
von55Dezibel überschrittenwird“.

WHO-Empfehlungwird
deutlich überschritten

DieEmpfehlungenderWeltgesund-
heitsorganisation WHO und des
Umweltbundesamtes, nach denen
bereits Erkrankungsrisiken ab ei-
nem nächtlichen Dauerschallpegel
von 40 und einem Ganztages-Dau-
erschallpegel von 45 dB (A) nach-
gewiesen sind, blieben hier laut
Schumacher völlig außen vor.
Auf Nachfrage der Lärmschutz-

gemeinschaft, warum die Lärm-
emissionen zwischen 40 und 49,9
Dezibel nicht in die Berechnung

eingeflossen sind, ließ das Lanuv
Schumacher wissen, dass es sich
alsVollzugsbehörde an die EU-Vor-
gaben halte. DieWHO-Empfehlun-
gen würden aber gerne zu Aus-und
Fortbildungszwecken herangezo-
gen. „Diese Alibi-Erklärung lässt
die Fluglärm-Dauerbelastung von
mindestens 50.000 im Rhein-Sieg-
Kreis ansässigen Menschen unbe-
rücksichtigt“, so Schumacher. Die
müssen ihm zufolge, sofern sie be-
troffen sind,mit einemnächtlichen
Dauerschallpegel zwischen 40 und
49,9 Dezibel leben.
Ein Dauerschallpegel von 50

dB(A) habe, im Vergleich zu 40
dB(A), bereits die zehnfache Schall-
intensität. „Bei einem nächtlichen
Dauerschallpegel von 55 dB(A)
müssen rund 8000 Anwohner in
Siegburg und Lohmar sogar unter
einer durchschnittlichen Nacht-
flug-Lärmbelastung leben, die den
WHO-Grenzwert von 40 dB(A) um
mehr als das 30-Fache übersteigt“,
fügte der Fluglärmexperte hinzu.

Die Anzahl der Menschen im Kreis, die einer hohen Lärmbelastung ausgesetzt sind, hat sich seit 2017 verdoppelt

FluglärmbelastetMenschen imRhein-Sieg-Kreis zunehmend. FOTO: EISNER

Sexvideo als Beweismittel?
VON LEIF KUBIK

MUCH. Die Ankündigung des Straf-
verteidigers kam überraschend:
Sein Mandant habe ihm Ende ver-
gangenerWoche einVideo überlas-
sen, das ihn klar entlaste und das er
nun dem Gericht überlassen wolle.
Vor dem Bonner Landgericht muss
sich seit diesemMontag ein 49-jäh-
rigerMann ausMuch verantworten
– er soll seine seit fünfWochen von
ihm getrennt lebende Ehefrau am
7. August 2021 in der vormals ge-
meinsamen Wohnung vergewaltigt
haben.AufdenFilmaufnahmensoll,
so sagte es der Anwalt demGericht,

klar zu erkennen sein, dass der Sex
einvernehmlich war.
Die Staatsanwaltschaft geht aller-

dings in ihrerAnklagevoneineman-
deren Geschehen aus: Der Mucher
soll seineNoch-Ehefrauunter einem
Vorwand in das ehemals gemeinsa-
meSchlafzimmergelockthaben, als
die 40-Jährige ihn mit den beiden
gemeinsamenKindernbesuchte. In
demRaumsoll er zuvor die Fenster-
griffe abmontiert haben. Nachdem
dieEheleutedannunter sichwaren,
soll der Angeklagte seine Frau unter
Todesdrohungen und mit einem
vorgehaltenen Cuttermesser zum
Verkehrgezwungenhaben.DieFrau

soll geweinthabenundausAngstder
Forderung nachgekommen sein.
Der Angeklagte schilderte die

Situation vor Gericht hingegen fol-
gendermaßen: Seine Frau habe ihn
rund fünfWochenvordem7.August
verlassen. Gleich nachdem sie ihm
im Frühjahr von einer neuen Putz-
stelle in der Nachbarschaft erzählt
habe, sei er aufmerksam geworden.
Erhabe schnell vermutet, dass seine
Frau eine Liaison mit dem angebli-
chenArbeitgeberangefangenhaben
könnte, und so sei es schließlich
auchgewesen. Sie seidann imJuni in
die Einliegerwohnung in demHaus
des Neuen gezogen.

An jenemAugusttag sei sie zu Be-
such gekommen,, und während die
Kinder spielten, hätten er und seine
Frausichzurückgezogen.Manhabe
erst geduschtundseidanachzusam-
men insBett gegangen.Das alles sei
auf den Bildern einer Kamera fest-
gehalten,die er aneinerKleiderstan-
ge im Schlafraum aufgehängt hatte.
SeineFraumüssedieaberbei einem
Folgebesuchentdeckthaben.Er ver-
mutet, dass sie die Kamera an sich
genommen hat, bevor sie mit dem
Vergewaltigungsvorwurf zur Polizei
ging.
Als die Beamten dann einigeTage

später mit einem Vergewaltigungs-

vorwurf bei ihm auf derMatte stan-
den, sei er ausallenWolkengefallen.
Seine Frau hatte ein einjähriges An-
näherungsverbot gegen ihnerwirkt,
gegendasermehrfachverstoßenha-
ben soll: LautAnklagewarf er Steine
gegendasHausdesangenommenen
Nebenbuhlers.AndemGebäudeso-
wie an diversen Gegenständen und
mehrerenAutos soll einSchadenvon
rund 14.500 Euro entstanden sein.
Der Angeklagte wies diese Ankla-
gepunkte ausnahmslos zurück. Bis
Anfang Februar will die 10. Große
Strafkammer nun ein Urteil ver-
künden – nach dem Anschauen der
Video-Aufnahmen.

49-Jähriger muss sich derzeit wegen Vergewaltigung in der Ehe verantworten. Die Filmaufnahme soll ihn entlasten
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Wölfe werden zunehmend zur Gefahr für Nutztiere. Symbolbild. FOTO: DPA


